Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


Nr. 95. 


(Nr. 6830.) Allerhöchſter Erlaß vom 29, Juli 1867. betreffend die Ausführung der Eifen- 
bahnverbindung zwiſchen den rechts- und linksrheiniſchen Eiſenbahnen bei 
Düſſeldorf und Neuß, nebſt feſter Rheinbrücke bei Hamm, durch die 
Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft. 


Ai Sun Bericht vom 21. d. M. will Ich der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft die Ausführung der Eiſenbahnverbindung zwiſchen den rechts⸗ 
und linksrheiniſchen Eiſenbahnen bei Düffeldorf und Neuß, nebſt feſter Rhein⸗ 
brücke bei Hamm, unter den in Ihrem Berichte bezeichneten, im Intereſſe der 
Landes vertheidigung erforderlichen und ſeiner Zeit in dem zu Meiner Beſtätigung 
einzureichenden Statut⸗Nachtrage der gedachten Geſellſchaft aufzunehmenden Be⸗ 
dingungen hiermit a Zugleich genehmige Ich, daß die in dem Geſetze 
über die Eiſenbahn⸗ nternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften über die Expropriation auf dieſes Unternehmen Anwendung finden. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Ems, den 29. Juli 1867. 


Wilhelm. 
v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Kriegsminiſter und den al für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. September 1867. 


(Nr. 6831.) Verordnung, betreffend die Errichtung einer Generalkommiſſion für das G 
\ biet des vormaligen Königreichs Hannover und die Auflöſung der 
Hannover beſtehenden Abtheilung des Miniſteriums des Innern für B 
rufungen. Vom 16. Auguſt 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen für das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: b 


5 


Diejenigen Geſchäfte, welche nach Inhalt der Verordnung vom 10. No⸗ 
vember 1831. über die bei Ablöſung der Grund- und gutsherrlichen Laſten und 
Regulirung der bäuerlichen Verhältniſſe zu befolgenden Grundſätze, der Ab 
löſungsordnung vom 23. Juli 1833., des Geſetzes vom 13. April 1836. über 
die Ablöſung des Lehnsverbandes ꝛc., des Geſetzes vom 17. April 1852. übe 
die Ablöſung der Bannrechte und ausſchließlichen Gewerberechte, ſowie des Ge 
ſetzes vom 30. Juni 1842. über das Verfahren in Gemeinheitstheilungs⸗ und 
Verkoppelungsſachen, und nach Inhalt der Ergänzungen dieſer Vorſchriften den 
Landdroſteien und der Berghauptmaunſchaft zu Clausthal obliegen, gehen mil 
dem von Unſerem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu be 
ſtimmenden Zeitpunkte auf eine zu errichtende Generalkommiſſion über. 

Derſelben werden zugleich die Prüfungen der Befähigung zu Landes 
Oekonomie⸗Kondukteuren übertragen. f f 


9 25 


Die den Provinzial⸗Verwaltungsbehörden koordinirte Generalkommiſſion ſo 
aus einem Dirigenten und der erforderlichen Zahl von Mitgliedern und Hüls 
arbeitern beſtehen. Jedes Mitglied hat bei den Berathungen gleich dem Dirigenten 
eine entſcheidende Stimme, bei Gleichheit der Stimmen giebt aber diejenige de 
Dirigenten den Ausſchlag. Den Hülfsarbeitern ſteht ein Stimmrecht nur in den 
von ihnen bearbeiteten Sachen zu, ſofern ihnen nicht vom Miniſter für die land 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten ein volles Stimmrecht beigelegt worden iſt. 


9 mit der Ausführung der Beſtimmung des F. 1. wird die 
gemäß der Bekanntmachung des Hannoverſchen Kabinetsminiſteriums v 
2. Oktober 1833. und des Geſetzes vom 28. Dezember 1850. in Hannober 
beſtehende Abtheilung des Miniſteriums des Innern für Berufungen aufgelöst 
Diejenigen Geſchäfte der Abtheilung, welche auf den im F. 1. erwähnten 
Geſetzen beruhen, find demnächſt durch das Reviſionskollegium für e f 
8 | ache 


5 0 Berlin, ihre übrigen Geſchä 
ahrzunehmen. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 


Gegeben Kaſſel, den 16. August 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Ar. 6832.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. September 1867, 


Tarifs, nach welchem die 
) 


tzung der Oderſchleuſen bei 
oſel, Brieg, laſſe Ich Ihnen anbei von 
Mir vollzogen immung zugehen, daß der⸗ 
ſelbe mit dem Bei der durch Meinen 
tlaß vom 21. De 
gung, die Ab g 
chen Zwecken 
ewendet es. 
. Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung zu ver: 
öffentlichen. 0 


Schloß Babelsberg, den 2. eber 1867. | 
Wilhelm. 


Ftrh. v. d. Heydt. Gr v. Itenplitz 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
8 Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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ne 


Sarıy, | 
nach welchem die Abgabe für die Benutzung der Oderſchleuſen 
bei Coſel, Brieg, Ohlau und Breslau zu erheben iſt. 


Vom 2. September 1867. 


E. wird entrichtet: 


A. von einem Schiffsgefäße, fo oft daſſelbe eine der genannten Schleu— 

fen paſſirt, für je 2% Laſten (100 Zentner Landesgewicht) der Trag- 
fähigkeit ein Silbergroſchen. 

Bei Berechnung der Tragfähigkeit werden weniger als 23 Last 

für volle 22 Laſt gerechnet. J 


5 * 
Ausnahmen. 


1. a) Gefäße, welche lediglich mit Brennmaterialien (als Holz, Torf,“ 
Stein-, Braun, Holzkohlen, Koaks, Schaalbretter bis zur Län 
von 3 Fuß 2c.); mit rauher Fourage, Schilf, Rohr, Seegras, 
ſchinen, Buhnenpfählen, Korbmacherruthen, Lohe, Ziegeln, Da 
ſchieferplatten, Drainröhren, Baus, Granit⸗, Pflaſter⸗, Mühle 
Cement⸗, Kalk⸗ oder Gypsſteinen (mit Einſchluß der roh zugeri 
teten Werkſtücke); mit Erde, Sand, Thon, Porzellanerde, Traß, 
Schwefelkies, Schwerſpath, Roh- und Brucheiſen, Ziegel- oder 
Gypsmehl, Mehl aus Chamottſteinen oder Kapſelſcherben, gemah⸗ 
lenem Kalk und Cement, mit Glasbrocken, Lehm, Aſche, Eiſen 
ſchlacken, oder mit Düngungsmitteln (als Miſt, Mergel, Gy T 
Kalk, Abgang aus Zuckerſiedereien, Knochen für Dungfabriken uf.) 
mit Salz, rohem Salpeter, Soda, Kali⸗ und Abraumfalzen; mit 
leeren Fäſſern, Kiſten, Körben oder Säcken beladen ſind, zahlen d 
Hälfte der vorſtehend zu A. beſtimmten Abgabe; 

b) die gleiche Ermäßigung tritt für alle ſtromaufwärts fahrende G 
fäße ein, deren Ladung die Hälfte ihrer Tragfähigkeit nicht übe 
ſteigt. 


2. a) Gefäße, auf denen ſich außer deren Zubehör, außer den Mun 
vorräthen für die Bemannung und außer den zur Wale 


D 


= 


eren. 
N 


ar, 
wiſſer Gegenſtände unentbehrlichen Brettern und Ständern an ſon⸗ 


ſtigen Sachen nur 6 Zentner oder weniger befinden, entrichten, 
ſofern ſie nicht zum Perſonentransport benutzt werden, nur ein 
Sechstel der vorſtehend zu A. beſtimmten Abgabe; 


b) die gleiche Ermäßigung tritt für Gefäße ein, welche lediglich zum 
Ableichtern dienen. i i 

Anmerkung zu 1. a. und 2. a. Beſteht die Ladung 
8 zum Theil aus den zu 1. a. genannten, zum Theil aus anderen 
; Gegenſtänden, oder wird das Gefäß zum Perſonentransport be⸗ 
35 nutzt, ſo wird die Abgabe zum vollen Betrage erhoben. 


3. Gefäße von mehr als 20 Laſten (800 Zentner) Tragfähigkeit er⸗ 
legen, wenn ſie ſtromaufwärts fahren, in allen Fällen nur den nach 
der Tragfähigkeit von 20 Laſten ſich ergebenden Satz. 

B. Von geflößtem Holze, fo oft eine der in der Ueberſchrift genannten 

Schleuſen paſſirt wird, und zwar: 

J. 1) von Flößen, welche ganz oder theilweiſe aus vierkantig beſchlagenen 
Hölzern (Quadratholz) oder Balken beſtehen, für jede 25 Qua⸗ 
dratfuß der Oberfläche mit Einſchluß des Flottwerkes und 
Waſſerraums, f 

2) von allen anderen Flößen für jede 30 Quadratfuß der Ober: 
fläche mit Einſchluß des Flottwerkes und Waſſerraums zwei 
ennige. 

Bei Berechnung der Oberfläche wird eine Fläche von über⸗ 
haupt weniger als 25 (zu 1.) beziehungsweiſe 30 (zu 2.) Quadrat⸗ 
fuß vollen 25 oder 30 Quadratfuß gleichgeſtellt, ein Ueberſchuß 
von weniger als 12% (zu 1.) beziehungsweiſe 15 (zu 2.) Qiüadrat⸗ 
fuß außer Berechnung gelaſſen und ein Ueberſchuß von 124 be⸗ 

5 ziehungsweiſe 15 Quadratfuß oder mehr für volle 25 oder 30 

8 Quadratfuß gerechnet. 


II. Iſt das geflößte Holz mit Stab⸗ oder Felgenholz oder mit Gegenſtänden 
er unter A. Ausnahme 1. a, bezeichneten Art beladen, ſo wird außer 
der zu B. J. vorgeſchriebenen keine weitere Abgabe erhoben. 


III. Befinden ſich auf dem geflößten Holze außer dem Zubehör und außer 
dem Mundvorrathe für die Bemannung an anderen Gegenſtänden als 
Stab⸗ oder Felgenholz oder als Sachen der unter A. Ausnahme 1. a. 
bezeichneten Art mehr als 6 Zentner, fo ift neben der zu B. I. vor. 
geſchriebenen noch eine Abgabe von 24 Sgr. bei jeder Schleuſe zu 
entrichten. 


Anmerkung. Bei den aus mehreren ſogenannten Plätzen 
beſtehenden Flößen wird jeder beladene Platz in Betreff der 
unter B. III. vorgeſchriebenen Abgabe als ein beſonderes Floß 

5 angeſehen. 
Ur. 6832. g Be⸗ 


Befreiungen. 


Die Abgabe wird nicht erhoben: 


1) von Schiffsgefäßen oder Flößen, welche Staatseigenthum ſind, oder 
1 des Staats Gegenſtände befördern, auf Vorzeigung von F 
päſſen 8 

2) von Fiſcherkähnen, Fiſchdröbeln, Gondeln, Anhängen, Handkähnen 
ähnlichen kleinen Fahrzeugen, welche ihrer Bauart nach zur Fra 
beförderung nicht beſtimmt ſind, ſofern ſie keinen beſonderen Schleuſen 
aufzug erfordern und ſofern dies bei der zuerſt berührten Schleuſe füt 
die ganze Fahrt angemeldet wird. i 1 


Zuſaͤtzliche Vorſchriften. 


1) Die Abgabe iſt von dem Führer des Schiffsgefäßes oder Floßes bei 
beſtimmten Empfangsſtelle vor der Einfahrt in die Schleuſe zu erle 
h die Entrichtung der Abgabe nicht bereits im Voraus ſtattge 
en hat. ö 155 
2) An welche Empfangsſtelle die Zahlung zu leiſten, wo und in we 
Art die Tragfähigkeit des Gefäßes, der Flächenraum des geflößten Hol 
die Beſchaffenheit der Ladung anzumelden, und was ſonſt bezügli 
Entrichtung der Abgabe zu beobachten iſt, wird durch den F 
miniſter beſtimmt. ö a 
3) Bei den Vorſchriften unter Nr. 2. der zufäßlichen Beſtimmungen z 
Tarif für die Oderſchleuſen zu Coſel, Brieg, Ohlau und Breslau (Ge 
Samml. für 1844. S. 57.) bewendet es. . 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 2. September 1867. 
| (L. S.) Wilhelm. 
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Nr. 6833.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. September 1867., betreffend die in dem vormaligen 
f f Kurfürſtenthum Heſſen und den früher Königlich Bayeriſchen Landes- 
theilen, mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf, bis zum 1. Januar k. J. 
noch abzuhaltenden Schwurgerichte. 


A Ihren Bericht vom 9. September d. J. beſtimme Ich für das Gebiet 

des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der früher Königlich Bayeriſchen 

Landestheile, mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf, wegen der bis zum 1. Ja⸗ 
nur k. J. noch abzuhaltenden Schwurgerichte, was folgt: 


1) Die Vorſitzenden der Schwurgerichtshöfe hat, an Stelle des Präſidenten 
des Ober⸗Appellationsgerichts, der Erſte Präsident des Appellations⸗ 
gerichts zu Kaſſel aus der Zahl der bei dem Appellationsgerichte und 
den Kreisgerichten des Bezirks angeſtellten Richter zu ernennen. 


2) Die Auswahl der Geſchworenen zu den noch ſtattfindenden Sitzungs⸗ 
perioden (Auslooſung nach K. 140. des Kurheſſiſchen Strafprozeßgeſetzes 
vom 28. Oktober 1863.) erfolgt durch den Direktor des Kreisgerichts, 
bei welchem das Schwurgericht abgehalten wird, unter Zuziehung zweier 
Mitglieder jenes Gerichts. 


3) In denjenigen ſchwurgerichtlichen Sachen, in welchen vor dem 1. Sep⸗ 
tember d. J. bereits ein Anklage⸗Erkenntniß ergangen iſt, bedarf es einer 
ferneren vorgängigen Entſcheidung der Raths⸗ und Ant agekammer nicht. 
Der von dem Staatsprokurator angefertigte Anklageakt vertritt in dieſen 


Fällen die Stelle der nach $. 87. der Strafprozeßordnung von dem 
Ober⸗Staatsanwalte abzufaſſenden Anklageſchriſt. 


Sie, der Juſtizminiſter, werden mit der Ausführung dieſer Meiner Order 
tagt. 


Schloß Babelsberg, den 11. September 1867. 


Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 


8 
W 


m den Juſtizminiſter. 


(Nr. 6834.) 


iu | 


0 


(Nr. 6834.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. September 1867., betreffend die Ueber | 
des vormals Kurheſſiſchen Staatsſchatzes an den kommunalſtändi 
Verband des Regierungsbezirks Kaſſel. 


Mi Bezug auf die Verordnung vom 5. Juli d. J., betreffend die in den 
neu erworbenen Landestheilen vorhandenen, zum Staatseigenthum gehörige 
Aktivkapitalienfonds, beſtimme Ich, daß die bisher bei dem Kurheſſiſchen Staat 
ſchatze verwalteten Kapitalien zur Verwendung für folgende Zwecke: 105 


1) Unterſtützung des Chauſſee- und Landwegebaues, 


2) Unterhaltung der Land⸗Krankenanſtalten und Landeshospitäler, Anlegun 3 
und Unterhaltung einer Irrenheilanſtalt, 

3) Anlegung und Unterhaltung einer Arbeitsanſtalt zur Verbüßung der von 
den Polteibehörden verfügten Haft von Landſtreichern, Betklern und 
Arbeitsſcheuen, 5 
4) Beſtreitung der Koſten der Landarmenpflege, einſchließlich der Anlegun 
und Unterhaltung eines Landarmenhauſes 4 

5) Unterhaltung und Ergänzung der Landesbibliotheken, i 


ſowie für ähnliche, im Wege der Geſetzgebung feſtzuſtellende Zwecke dem fon 
munalſtändiſchen Verbande des Regierungsbezirks Kaſſel als ein demſelben ge 
höriges und von ihm zu verwaltendes Vermögen überwieſen werden ſoll. 


Berlin, den 16. September 1867. 


Wilhelm 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Room 


A 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selcho 
Gr. zu Eulenburg. 1 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


“ 


